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Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des

Sozialgerichts Mannheim vom 21.11.2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Kosten des gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG bei Dr. S. eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachtens vom 23.09.2019 nebst den baren Auslagen des
KlÃ¤gers werden nicht auf die Staatskasse Ã¼bernommen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung auf Zeit streitig. Mit Rentenbescheid vom 06.02.2019 wird dem
KlÃ¤ger von der Beklagten Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen ab
01.01.2019 gewÃ¤hrt.

Der 1955 geborene KlÃ¤ger ist italienischer StaatsangehÃ¶riger. Er befindet sich
seit dem 13.02.1980 im Bundesgebiet. Eine Berufsausbildung oder eine
Umschulung wurde vom KlÃ¤ger nicht absolviert. Ein AnlernverhÃ¤ltnis bestand
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nicht. Fachkurse, Fachschulen oder Hochschulen besuchte der KlÃ¤ger nicht. Im
Bundesgebiet war der KlÃ¤ger als (selbststÃ¤ndiger) Lkw-Fahrer tÃ¤tig. In
AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit erlitt er am 25.03.2009 einen in der gesetzlichen
Unfallversicherung versicherten Arbeitsunfall, wobei sich der KlÃ¤ger eine nicht
dislozierte Os cuboid-Fraktur links sowie eine Knieprellung rechts mit Teilruptur des
vorderen Kreuzbandes rechts zuzog (Erstes Rentengutachten Professor Dr. G. vom
10.12.2010 an die BG Verkehr). Wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom
25.03.2009 bewilligte die BG Verkehr dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 25.03.2009
eine Rente auf unbestimmte Zeit nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von
20 v.H. (anerkannte Unfallfolgen: Posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, geprÃ¤gt
durch Ã�ngste beim Autofahren, und BeeintrÃ¤chtigung von Schlaf,
KonzentrationsstÃ¶rung sowie der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit; nicht
anerkannte Unfallfolge: depressive Symptomatik). Nach dem Arbeitsunfall war der
KlÃ¤ger (kurzzeitig) als Maschinenarbeiter tÃ¤tig (Gutachten Dr. M. Seiten 24, 54).
Beim KlÃ¤ger ist ein Grad der Behinderung mit 60 festgestellt
(Schwerbehindertenausweis der Stadt M. vom 04.04.2011).

Am 19.03.2015 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten einen (weiteren) Antrag auf
Rente wegen Erwerbsminderung.

Die Beklagte nahm Ã¤rztliche Unterlagen zu den Akten (insbesondere Gutachten
des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie B. vom 20.12.2010 an die BG Verkehr,
Erstes Rentengutachten Professor Dr. G. vom 10.12.2010 an die BG Verkehr,
Gutachten vom "08.02.2015", richtig 08.02.2016, / ausfÃ¼hrlicher Ã¤rztlicher
Bericht vom 08.02.2016 des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. B. an die
Beklagte sowie medizinische Befundunterlagen).

Mit Bescheid vom 21.07.2015 lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab, weil die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen
Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt seien. Im Zeitraum vom 19.03.2010 bis
18.03.2015 habe der KlÃ¤ger nur 29 Monate mit PflichtbeitrÃ¤gen belegt. Ein
Ausnahmetatbestand liege nicht vor. Nach dem Ergebnis der medizinischen
Ermittlungen sei der KlÃ¤ger auch nicht erwerbsgemindert und auch nicht
berufsunfÃ¤hig. Deshalb erfÃ¼lle er auch die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r
eine Rente wegen Erwerbsminderung nicht.

Gegen den Bescheid vom 21.07.2015 legte der KlÃ¤ger am 13.08.2015 Widerspruch
ein. Mit Widerspruchsbescheid vom 25.07.2016, am 09.08.2016 abgesandt, wies die
Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne ohne EinschrÃ¤nkung auf
alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verwiesen werden. Es stehe fest,
dass der KlÃ¤ger gesundheitlich noch in der Lage sei, leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes bei Beachtung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen
6 Stunden und mehr zu verrichten. Zudem seien die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nur bei Eintritt des Versicherungsfalles bis 31.08.2014 erfÃ¼llt.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 08.09.2016 Klage beim Sozialgericht Mannheim
(SG). Er machte zur BegrÃ¼ndung geltend, wegen des im Jahr 2009 erlittenen
schweren Arbeitsunfalles sei er gezwungen, seine TÃ¤tigkeit als Kraftfahrer
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zeitlebens aufzugeben. Er sei wegen einer durch den Arbeitsunfall bestehenden
schweren posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung, einer chronischen Hepatitis C,
eines degenerativen WirbelsÃ¤ulenleidens mit rezidivierender Lumboischialgie,
einer chronischen Gastritis mit Ulcus-Leiden, einer chronischen Bronchitis und dem
Z.n. einer Unterschenkelfraktur rechts unter Wettbewerbsbedingungen nicht mehr
zu einer regelmÃ¤Ã�igen beruflichen TÃ¤tigkeit im Umfang von 6 Stunden pro
Arbeitstag in der Lage. Der KlÃ¤ger legte die Ã¤rztlichen Bescheinigungen von Dr.
S. vom 29.01.2015 und Dipl.-Psych. U. vom 10.10.2015 vor.

Das SG hÃ¶rte vom KlÃ¤ger benannte behandelnde Ã�rzte schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen an. Der OrthopÃ¤de Dr. R. teilte in seiner Auskunft vom
12.01.2017 den Behandlungsverlauf, die Befunde und Diagnosen mit und erachtete
aus seiner Sicht unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer EinschrÃ¤nkungen dem
KlÃ¤ger TÃ¤tigkeiten von 6 Stunden je Arbeitstag abverlangbar. Die familiÃ¤ren
VerhÃ¤ltnisse (Krebserkrankung der Ehefrau) und ein im Haushalt zu versorgendes
Kind seien neben der kÃ¶rperlichen Belastbarkeit und der hieraus resultierenden
Vermittelbarkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit zu berÃ¼cksichtigen. Der
Facharzt fÃ¼r Innere Medizin und Diabetologie Dr. S. teilte in seiner Aussage vom
23.01.2017 den Behandlungsverlauf, die Befunde und Diagnosen mit. Durch eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung bestehe eine erhebliche EinschrÃ¤nkung der
Belastbarkeit des KlÃ¤gers. VerstÃ¤rkt werde die Symptomatik durch eine
Krebserkrankung der Ehefrau. Der KlÃ¤ger leide seit 2009 sehr stark unter den
Folgen des Verkehrsunfalles. Aufgrund der Erkrankungen und der ausgeprÃ¤gten
psychiatrischen Symptomatik sei der KlÃ¤ger nicht mehr in der Lage, einer leichten
BerufstÃ¤tigkeit im Umfang von 6 Stunden je Arbeitstag nachzugehen. Dabei stehe
die psychische Symptomatik eindeutig im Vordergrund. ZusÃ¤tzlich sei der KlÃ¤ger
durch eine vor vielen Jahren erlittene komplizierte Unterschenkelfraktur kÃ¶rperlich
behindert. Der Neurologe und Psychiater Dr. P. teilte in seiner Aussage vom
14.03.2017 den Behandlungsverlauf, die Befunde und die Diagnosen mit. Im
Vordergrund stehe eine ausgeprÃ¤gte BeeintrÃ¤chtigung der psychischen
Belastbarkeit, unverÃ¤ndert seit Anfang 2014. Aus nervenÃ¤rztlicher Sicht bestehe
keine ausreichende Belastbarkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r die AusÃ¼bung einer
kÃ¶rperlichen leichten BerufstÃ¤tigkeit im Umfang von mindestens 6 Stunden
tÃ¤glich.

Die Beklagte trat der Klage unter Vorlage der Ã¤rztlichen Stellungnahme von Prof.
Dr. L. vom 25.04.2017 entgegen und Ã¼bersandte eine Rentenprobeberechnung
einschlieÃ�lich Versicherungsverlauf vom 12.01.2017.

Das SG holte das psychiatrisch-sozialmedizinische Gutachten von Dr. M. vom
06.09.2017 ein. Dr. M. diagnostizierte in seinem Gutachten an
GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers eine leichtgradige chronische-depressive
Verstimmtheit im Sinne einer Dysthymia mit phobischen Restbeschwerden,
EinschrÃ¤nkungen der Arbeitsorganisation und der psychischen Belastbarkeit sowie
auf nicht psychiatrischem Gebiet einen Zustand nach schwerer
Sprunggelenksfraktur rechts mit Teilsteife des Sprunggelenkes rechts, mit
EinschrÃ¤nkungen der Arbeitshaltung, der Arbeitsschwere und des Bewegungs- und
Haltungsapparates. Der KlÃ¤ger sei unter zumutbarer Willensanstrengung in der
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Lage, aus eigener Kraft zugleich die psychogenen Hemmungen zu Ã¼berwinden.
Der KlÃ¤ger sei nicht mehr in der Lage, Nacht- und WechselschichttÃ¤tigkeiten
durchzufÃ¼hren. TÃ¤tigkeiten unter erhÃ¶htem Zeitdruck, TÃ¤tigkeiten die
Ã¼berwiegend aus FahrdiensttÃ¤tigkeiten bestehen sowie TÃ¤tigkeiten im Stehen
und Gehen, dauerhaft kÃ¶rperlich schwere und mittelschwere Arbeiten, mit
hÃ¤ufigem Treppensteigen, regelmÃ¤Ã�igem Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten
erschienen ungeeignet. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, kÃ¶rperlich leichten
TÃ¤tigkeiten stÃ¤ndig im Sitzen, gelegentlich im Gehen und Stehen 6 Stunden und
mehr unter den Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes nachzugehen. Der
KlÃ¤ger sei in der Lage, eine Gehstrecke von 500 Meter in jeweils maximal 20
Minuten viermal tÃ¤glich zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen, sowie Ã¶ffentliche, wie auch
private Verkehrsmittel fÃ¼r das Aufsuchen des Arbeitsortes zu benutzen. In der
Gesamtschau zeige sich im Vergleich zu den Befunden 2010 eine gravierende
Besserung im Hinblick auf die psychische LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers, die seit
2012 anzunehmen sei.

Gegen das Gutachten des Dr. M. erhob der KlÃ¤ger Einwendungen (Schriftsatz vom
25.09.2017). Das Gutachtensergebnis des Dr. M. widersprÃ¤che sÃ¤mtlichen
vorliegenden Beurteilungen der ihn behandelnden Ã�rzte.

Mit Gerichtsbescheid vom 21.11.2017 wies das SG die Klage ab. Es fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, das Gericht kÃ¶nne sich nicht davon Ã¼berzeugen, dass die
Voraussetzungen der Erwerbsminderung gegeben seien. Der KlÃ¤ger sei vielmehr
noch in der Lage, kÃ¶rperliche leichte BerufstÃ¤tigkeiten in Umfang von tÃ¤glich 6
Stunden und mehr mit qualitativen EinschrÃ¤nken zu verrichten.

Hiergegen richtet sich die vom KlÃ¤ger am 29.11.2017 eingelegte Berufung. Der
KlÃ¤ger hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, das SG habe die angefochtene
Entscheidung einseitig auf das Ergebnis des Gutachtens von Dr. M. gestÃ¼tzt, ohne
die Befunde der behandelnden Ã�rzte in angemessener Weise zu berÃ¼cksichtigen.
Eine besondere Bedeutung komme dem ausfÃ¼hrlichen Befundbericht des
behandelnden OrthopÃ¤den Dr. R. vom 12.01.2017 zu. Dr. R. , der intensiv als
Gerichtsgutachter tÃ¤tig sei, weise auf die Schwere der psychischen Erkrankung
hin. Nach der Beurteilung seiner behandelnden Ã�rzte sei ihm unter
Wettbewerbsbedingungen eine berufliche TÃ¤tigkeit im Umfang von 6 Stunden pro
Arbeitstag nicht mehr mÃ¶glich. Die auslÃ¶sende Ursache fÃ¼r die bestehende
ErwerbsunfÃ¤higkeit sei der im MÃ¤rz 2009 unverschuldet erlittene schwere
Verkehrsunfall. Seitdem befindet er sich wegen der gravierenden Unfallfolgen in
stÃ¤ndiger Behandlung, u.a. bei der Psychotherapeutin U. , wie in ihrer
Bescheinigung vom 10.10.2015 bestÃ¤tigt werde. Auch Dr. S. bestÃ¤tige in der
Aussage vom 23.01.2017 an das SG, dass er sehr stark unter den Folgen des
Verkehrsunfalles vom MÃ¤rz 2009 leide. Weiter bestÃ¤tige der Facharzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr. P. in seiner Aussage vom 14.03.2017 an das SG, das
die EinschrÃ¤nkungen der psychischen und physischen Belastbarkeit unverÃ¤ndert
seit Anfang 2014 bestÃ¼nden. Damit sei erwiesen, dass der Versicherungsfall der
Erwerbsminderung bereits vor dem 31.08.2014 eingetreten sei.

Der KlÃ¤ger beantragt â�� schriftsÃ¤tzlich -, den Gerichtsbescheid des

                             4 / 13



 

Sozialgerichts Mannheim vom 21.11.2017 sowie den Bescheid der Beklagten vom
21.07.2015 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2016
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm auf seinen Antrag vom 19.03.2015
Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Zeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt den angefochtenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend. Die
BerufungsbegrÃ¼ndung bringe nichts Neues. Im Ã�brigen sei darauf hinzuweisen,
dass die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen
Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung letztmals zum 31.08.2014 erfÃ¼llt
seien. Die Beklagte hat den Versicherungsverlauf vom 15.12.2017 sowie den
Rentenbescheid vom 06.02.2019 vorgelegt.

Auf Antrag des KlÃ¤gers hat der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG das psychiatrische
Gutachten von Dr. S. vom 23.09.2019 eingeholt. Die Gutachterin diagnostizierte in
ihrem Gutachten eine Dysthymia. Sie gelangte zu der Leistungsbeurteilung, dass
der KlÃ¤ger noch in der Lage sei, regelmÃ¤Ã�ig einer ErwerbstÃ¤tigkeit fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszuÃ¼ben. Die
AusÃ¼bung der letzten beruflichen TÃ¤tigkeit sei dem KlÃ¤ger 6 Stunden und mehr
an 5 Tagen die Woche nicht mehr mÃ¶glich. Die festgestellte
LeistungseinschrÃ¤nkung habe spÃ¤testens seit dem 31.08.2014 bestanden.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt (Beklagte Schriftsatz vom 30.09.2019, KlÃ¤ger Schriftsatz
vom 08.10.2019).

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten
wird auf die angefallenen Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie auf die
Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers,
Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG mit EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat, ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 
144 SGG zulÃ¤ssig, in der Sache aber nicht begrÃ¼ndet. Der
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom 21.07.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25.07.2016 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer vollen oder teilweisen Rente wegen Erwerbsminderung. Eine
volle oder teilweise Erwerbsminderung kann beim KlÃ¤ger aktuell wie auch fÃ¼r
den Zeitpunkt des letztmaligen Vorliegens der versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen am 31.08.2014 nicht festgestellt werden. Der angefochtene
Gerichtsbescheid des SG vom 21.11.2017 ist nicht zu beanstanden.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung der
Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, wenn
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sie teilweise erwerbsgemindert sind (Satz 1 Nr. 1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor
Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Satz 1 Nr. 2) und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Satz 1 Nr. 3). Teilweise
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein (Satz 2). Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung haben â�� bei im
Ã�brigen identischen Tatbestandsvoraussetzungen â�� Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein, (Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI). GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 3
SGB VI ist nicht erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Nach den versicherungsrechtlichen Voraussetzungen des Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
SGB VI besteht ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Erwerbsminderungsrente nur, wenn
der Versicherungsfall spÃ¤testens am 31.08.2014 eingetreten ist, wie die Beklagte
fÃ¼r den Senat anhand des vorgelegten Versicherungsverlaufs vom 15.12.2017
nachvollziehbar zutreffend annimmt. Nach dem Versicherungsverlauf vom
15.12.2017 und Rentenbescheid vom 06.02.2019 sind beim KlÃ¤ger letztmalig bis
09.07.2012 Pflichtbeitragszeiten belegt. AnschlieÃ�end Ã¼bte der KlÃ¤ger eine
geringfÃ¼gige nicht versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung aus. Drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit sind danach nur erfÃ¼llt, wenn der
Versicherungsfall, wie die Beklagte annimmt, spÃ¤testens am 31.08.2014
eingetreten wÃ¤re. Hiergegen hat der KlÃ¤ger im Ã�brigen auch keine
Einwendungen erhoben, sondern hat geltend gemacht, dass der Versicherungsfall
spÃ¤testens zum 31.08.2014 eingetreten sei.

Dass beim KlÃ¤ger der Versicherungsfall der Erwerbsminderung spÃ¤testens bis
31.08.2014 oder auch aktuell eingetreten ist, ist nicht festzustellen.

Dass der KlÃ¤ger wegen eines psychischen Leidens in seiner LeistungsfÃ¤higkeit
quantitativ eingeschrÃ¤nkt ist, kann der Senat nicht feststellen. Nach dem von der
Beklagten eingeholten Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. B.
vom 08.02.2016 (= ausfÃ¼hrlicher Ã¤rztlicher Bericht vom 08.02.2016) kann der
KlÃ¤ger aus nervenÃ¤rztlicher Sicht leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
vollschichtig verrichten. Nach dem im Gutachten von Dr. B. beschriebenen
psychischen Befund ist der KlÃ¤ger bewusstseinsklar und sicher in allen QualitÃ¤ten
orientiert. Das Denken ist formal geordnet. Auffassung, Konzentration,
MerkfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis und Aufmerksamkeit sind in der dichten
gutachterlichen Untersuchungsprozedur bis zuletzt ungestÃ¶rt geblieben. Hinweise
fÃ¼r eine hirnorganische LeistungsstÃ¶rung bestehen nicht. Ebenso keine anders
begrÃ¼ndeten kognitiven StÃ¶rungen oder ein Anhalt fÃ¼r intellektuelle Defizite.
Ein Anhalt fÃ¼r eine Alkohol-, Medikamenten- oder Drogenproblematik besteht
nicht. Weiter bestehen keine WahrnehmungsstÃ¶rungen, keine Ich-StÃ¶rung und
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keine paranoiden Inhalte. Hinweise fÃ¼r das Vorliegen einer psychotischen
Erkrankung haben sich auch im LÃ¤ngsschnitt nicht ergeben. Der KlÃ¤ger hat nur
Ã¼ber gelegentliche (zwei- bis dreimal im Monat) nÃ¤chtliche TrÃ¤ume mit
vergleichbaren Unfallsituationen berichtet, ebenso auf das Autofahren bzw. den
StraÃ�enverkehr bezogene Ã�ngste. Ein Vermeidensverhalten ist jedoch auch in
diesem Kontext nicht abzubilden, welches etwa einer TÃ¤tigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt im Wege stÃ¼nde. Das Vollbild einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung ist nach Dr. B. nicht zu beschreiben. Es besteht durchaus eine
gute und auch lebendige inhaltliche Auslenkbarkeit bei zwar reduzierter aber
durchaus erhaltener affektiver Resonanz. Eine eigenstÃ¤ndige AntriebstÃ¶rung liegt
nicht vor. In der klinischen Untersuchung war der KlÃ¤ger ausgesprochen
kooperativ. EinfÃ¼hlbar betroffen, im inhaltlichen Kontext auch depressiv und
affektlabil war der KlÃ¤ger bei der Untersuchung durch Dr. B. im Zusammenhang
mit den objektiv erheblich belasteten UmstÃ¤nden der Krebserkrankung der
Ehefrau an erster Stelle sowie durch Sorgen hinsichtlich der finanziellen Situation
und durch die orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen. Nach diesen von Dr. B.
erhobenen Befunden kann eine quantitative Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers nicht festgestellt werden.

Dass der KlÃ¤ger auf psychischem Gebiet in seiner LeistungsfÃ¤higkeit nicht
erwerbsgemindert ist, wird auch durch die beim KlÃ¤ger im Gutachten (=
ausfÃ¼hrlichen Ã¤rztlichen Bericht) von Dr. B. beschriebenen erhaltenem
Ressourcen und Belastbarkeit bei der AlltagsbewÃ¤ltigung bestÃ¤tigt. Nach den
Beschreibungen von Dr. B. versorgt der KlÃ¤ger seine im Mai 2015 an Brustkrebs
erkrankte Ehefrau. Er hilft seiner Frau bei allem und begleitet sie zum Arzt. Der
KlÃ¤ger versorgt den kompletten Haushalt (Kochen, WÃ¤sche, BÃ¼geln, Putzen,
Einkaufen). AuÃ�erdem versorgt der KlÃ¤ger seine 16-jÃ¤hrige Tochter, die im
Haushalt lebt. Er nimmt Elternabende in der Schule war. Er achtete darauf, dass
seine Tochter die Schularbeiten macht. Er hat Kontakt zur Familie sowie zu
Freunden. Falls es die Zeit erlaubt, sieht der KlÃ¤ger fern (FuÃ�ball, Nachrichten,
Ã¤ltere Spielfilme). Weiter liest der KlÃ¤ger gern Romane. AuÃ�erdem nimmt er
eigene Arzttermine war. Er hat viele Freunde, mit denen er zumindest jede Woche
zusammen ins CafÃ© geht oder im Fernsehen FuÃ�ball ansieht. Danach lÃ¤sst sich
beim KlÃ¤ger eine FunktionsstÃ¶rung, die eine Ã¼berdauernde quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung begrÃ¼ndet, nicht herleiten, wie Dr. B. in seinem
Gutachten (= ausfÃ¼hrlichen Ã¤rztliche Bericht) vom 08.02.2016 nachvollziehbar
und den Senat Ã¼berzeugend dargelegt hat.

Dies wird auch nach dem von Dr. M. in seinem Gutachten vom 06.09.2017
beschriebenen psychopathologischen Befund bestÃ¤tigt. Danach ist der KlÃ¤ger im
interpersonellen Kontakt freundlich-zugewandt, etwas selbstunsicher wirkend,
vordergrÃ¼ndig kooperativ. In der Gestik zeigte sich der KlÃ¤ger etwas unsicher-
nervÃ¶s und in der Mimik zurÃ¼ckhaltend und psychomotorisch etwas angespannt
erscheinend. Die Antriebslage ist jedoch ungestÃ¶rt. Der KlÃ¤ger ist wach und
allseits orientiert. Das formale Denken ist unauffÃ¤llig und geordnet. Inhaltlich
besteht kein Anhalt fÃ¼r das Vorliegen produktiv-psychotischer Symptome. Der
KlÃ¤ger schilderte von einzelnen phobischen Ã�ngsten im Kontext von
Verkehrssituationen, jedoch keine Panikattacken im engeren Sinne oder
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Zwangssymptome. In der Stimmung wirkte der KlÃ¤ger subdepressiv jedoch
allenfalls diskret vermindert schwingungsfÃ¤hig. Die Auffassung und Konzentration
beschreibt Dr. W. nicht als beeintrÃ¤chtigt, auch nicht Ã¼ber den Zeitablauf der
Begutachtung nachlassend. GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen sind nicht eruierbar. Das
Intelligenzniveau ist innerhalb des Normbereichs erscheinend. Ein Anhalt fÃ¼r
SuizidalitÃ¤t besteht nicht. Weiter ist der KlÃ¤ger in der Lage, den Alltag zu
bewÃ¤ltigen. Er hilft weiterhin seiner Ehefrau nach schwerer Krankheit. Der KlÃ¤ger
geht mit dem Hund auÃ�er Haus. Er hilft beim Mittagessen. Er besucht
regelmÃ¤Ã�ig den Gottesdienst am Sonntag und sieht im Verlauf des Tages fern. Er
hilft im Haushalt (BÃ¼geln, Kochen). Er hat soziale Kontakte zu Freunden mit
gegenseitigen Besuchen. Nach der nachvollziehbaren und Ã¼berzeugenden
Bewertung von Dr. M. ist beim KlÃ¤ger zwar von einer vorhandenen Neigung zu
einer depressiven Verstimmtheit mit verminderter psychischer Belastbarkeit sowie
von phobischen Restbeschwerden im Zusammenhang mit VerkehrsunfÃ¤llen
auszugehen, denen jedoch durch qualitative EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich
TÃ¤tigkeiten unter erhÃ¶htem Zeitdruck, Gruppenakkordarbeiten,
FahrdiensttÃ¤tigkeiten Rechnung getragen werden kann. Beim KlÃ¤ger zeigt sich
lediglich eine leichte psychische StÃ¶rung. Weder liegt eine tiefergehende
depressive Symptomatik vor noch ist der KlÃ¤ger in den AktivitÃ¤ten des tÃ¤glichen
Lebens relevant beeintrÃ¤chtigt. Vielmehr ist der KlÃ¤ger nach dem Gutachten von
Dr. M. in der Lage, durch zumutbare Willensanstrengung seine psychogenen
Hemmungen zu Ã¼berwinden, um einer regelmÃ¤Ã�igen TÃ¤tigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig nachzugehen. Eine quantitative
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers auf unter 6 Stunden
tÃ¤glich kann danach auch nach dem Gutachten von Dr. M. nicht feststellen
werden. Hiervon geht auch Dr. M. in seinem Gutachten fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar und Ã¼berzeugend aus.

Dass beim KlÃ¤ger am 31.08.2014 auf psychiatrischem Gebiet (wegen der Folgen
des im Jahr 2009 erlittenen Arbeitsunfalles) ein auf unter 6 Stunden herabgesetztes
LeistungsvermÃ¶gen bestand, wie er im Berufungsverfahren geltend macht, kann
nicht festgestellt werden. Nach den nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen von Dr. M. in
seinem Gutachten zeigt sich beim KlÃ¤ger in der Gesamtschau im Vergleich zu den
Befunden 2010 eine gravierende Besserung im Hinblick auf die psychische
LeistungsfÃ¤higkeit, die seit 2012 anzunehmen ist. Auch nach der schriftlichen
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage von Dr. P. vom 14.03.2017 ist nicht
festzustellen, das sich im Verlauf der Behandlung durch Dr. P. seit Januar 2014 eine
VerÃ¤nderung ergeben hat, die es rechtfertigt, rÃ¼ckschauend zum 31.08.2014
wegen der psychischen Erkrankung des KlÃ¤gers von einer quantitativen
Leistungsminderung auszugehen. Vielmehr hat Dr. P. in seiner Aussage die
EinschrÃ¤nkung der psychischen Belastbarkeit des KlÃ¤gers als seit Anfang 2014
unverÃ¤ndert beschrieben. Dies lÃ¤sst sich auch aus den zu den Akten gelangten
Bescheinigungen und Kurzberichten der Dipl.-Psych. U. mit Wiederholungen
frÃ¼herer Angaben ableiten, die darauf schlieÃ�en lassen, dass das psychische
Beschwerdebild beim KlÃ¤ger seit Jahren unverÃ¤ndert ist, worauf Dr. M. in seinem
Gutachten nachvollziehbar und Ã¼berzeugend hinweist.

Auch Dr. S. hat in dem auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG eingeholten
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Gutachten die Beurteilungen der Vorgutachter sowie des Ã¤rztlichen Dienstes der
Beklagten bestÃ¤tigt und geht beim KlÃ¤ger fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt nicht von einer quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung
aus. Nach ihren Beschreibungen im Gutachten vom 23.08.2019 entspricht der
psychopathologische Befund einem Normalbefund. Nach ihrer sachverstÃ¤ndigen
Bewertung fÃ¼hrt die Erkrankung auf psychiatrischem Fachgebiet beim KlÃ¤ger zu
keiner EinschrÃ¤nkung im Hinblick auf die kÃ¶rperliche Schwere einer TÃ¤tigkeit
oder andere kÃ¶rperliche Merkmale einer TÃ¤tigkeit. Auch Dr. S. geht in ihrem
Gutachten davon aus, dass sich Krankheitsverlauf wie er sich nach Aktenlage
darstellt, beim KlÃ¤ger seit dem Jahr 2015 keine wesentliche Ã�nderung feststellbar
ist und bestÃ¤tigt die von ihr festgestellte â�� lediglich qualitative â��
LeistungseinschrÃ¤nkung spÃ¤testens seit dem 31.08.2014.

Die schriftliche sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage von Dr. S. vom 23.01.2017
rechtfertigt entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers keine abweichende zeitliche
Feststellung des Eintritts des Versicherungsfalles. Eine zeitlich zuordenbare
quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers spÃ¤testens zum 31.08.2014
lÃ¤sst sich der Aussage von Dr. S. nicht entnehmen. Allein seine Aussage, beim
KlÃ¤ger bestehe eine ausgeprÃ¤gte psychosomatische Symptomatik und ein
Zustand nach einem schweren Verkehrsunfall im MÃ¤rz 2009 und er leide seit 2009
sehr stark unter den Folgen des Verkehrsunfalls, worauf sich der KlÃ¤ger beruft,
belegt entgegen dem oben AusgefÃ¼hrten eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung zum 31.08.2014 nicht.

Der abweichenden Bewertung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers durch Dr. P.
in seiner schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 14.03.2017 vermag
sich der Senat nicht anzuschlieÃ�en. Die von Dr. P. in seiner Aussage beschriebenen
Befunde belegen abweichend von den Ã¼bereinstimmenden Bewertungen im
Gutachten von Dr. B. , Dr. W. und Dr. S. eine quantitative EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht. Entsprechendes gilt auch fÃ¼r die vom
KlÃ¤ger vorgelegte Ã¤rztliche Bescheinigung der Diplompsychologin U. vom
10.10.2015. Nach den nachvollziehbaren und Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von
Dr. M. und Dr. S. in ihren Gutachten erscheinen die zu den Akten gelangten
Befundberichte des Dr. P. sowie der Psychologin U. zudem nicht plausibel, da sie
deren Behandlungsindikation bei attestierter Therapieresistenz widersprechen.

Hinsichtlich des StÃ¼tz- und Bewegungsapparates wird der KlÃ¤ger durch eine seit
1981 bestehende Sprunggelenksverletzung rechts mit Ausbildung einer
SekundÃ¤rarthrose und der Notwendigkeit einer orthopÃ¤dischen
MaÃ�schuhversorgung seit den achtziger Jahren beeintrÃ¤chtigt, wie Dr. R. in seiner
schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 12.01.2017 angegeben hat.
Nach den Beschreibungen im Gutachten von Dr. M. besteht eine Teilsteife des
Sprunggelenkes rechts. Hierdurch ist der KlÃ¤ger jedoch Ã¼ber Jahrzehnte an einer
beruflichen TÃ¤tigkeit nicht gehindert worden. Vielmehr kann der
BeeintrÃ¤chtigung des KlÃ¤gers durch die Sprunggelenksverletzung rechts mit
qualitative EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem
Treppensteigen, regelmÃ¤Ã�igem Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten,
TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Stehen oder Gehen, schweren oder mittelschweren
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Arbeiten, TÃ¤tigkeiten die eine erhÃ¶hte Gang- oder Standsicherheit bedingen,
kniende oder hockende TÃ¤tigkeiten, ausreichend Rechnung getragen werden.
Hiervon gehen Dr. R. in seiner schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom
12.01.2017 und Dr. M. in seinem Gutachten vom 06.09.2017 Ã¼bereinstimmend
aus.

Entsprechendes gilt auch hinsichtlich eines von Dr. R. in seiner schriftlichen
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage diagnostizierten degenerativen
Lumbalsyndroms mit Spinalkanalstenose sowie eines
Rotatorenmanschettenreizzustandes mit Partialruptur und
SchultereckgelenksverschleiÃ�. Nach der Aussage von Dr. R. besteht eine
funktionelle EinschrÃ¤nkung der Gesamtbeweglichkeit seitens der Schuldner nicht.
BezÃ¼glich der LendenwirbelsÃ¤ule bestehen muskulÃ¤re Verspannungen, eine
BewegungseinschrÃ¤nkung und Blockaden sowie eine pseudoradikulÃ¤re
Schmerzsausstrahlung. Eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung auf unter 6
Stunden tÃ¤glich folgt hieraus nach der Aussage von Dr. R. jedoch nicht. Vielmehr
kann diesen BeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers durch qualitative EinschrÃ¤nkungen
hinsichtlich der LendenwirbelsÃ¤ule bezÃ¼glich TÃ¤tigkeiten mit
wirbelsÃ¤ulenbelastenden Zwangshandlungen, TÃ¤tigkeiten mit hÃ¤ufigem
BÃ¼cken, Rumpfrotation, Hebe- und Tragebelastung Ã¼ber 12 kg ohne
mechanische Hilfsmittel sowie hinsichtlich des linken Schultergelenkes fÃ¼r
TÃ¤tigkeiten in Armvorhalte und Ã¼ber Kopf ausreichend Rechnung getragen
werden. Dr. R. geht in seiner schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom
12.01.2017 von einer LeistungsfÃ¤higkeit KlÃ¤gers von mindestens 6 Stunden je
Arbeitstag aus. Im Ã�brigen wurden nach der Aussage von Dr. R. das degenerative
Lumbalsyndrom mit Spinalkanalstenose beim KlÃ¤ger im Jahr 2016 sowie die
VerschleiÃ�erscheinungen des linken Schultergelenkes im Jahr 2017 diagnostiziert,
so dass selbst dann, wenn hinsichtlich des Lumbalsyndroms mit Spinalkanalstenose
sowie der VerschleiÃ�erscheinungen des linken Schultergelenkes von einer
quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers ausgegangen wÃ¼rde, ein
Anspruch des KlÃ¤gers auf Erwerbsminderungsrente mangels Vorliegens der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht bestÃ¼nde. Das Vorliegen einer
Erwerbsminderung wegen GesundheitsstÃ¶rungen des Haltungs- und
Bewegungsapparates hat der KlÃ¤ger im Ã�brigen im Berufungsverfahren auch
nicht geltend gemacht.

Dass der KlÃ¤ger durch GesundheitsstÃ¶rungen auf anderen medizinischen
Fachgebieten bedeutsam in seiner LeistungsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt ist, kann
nicht festgestellt werden. Nach der schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage
von Dr. S. vom 23.01.2017 besteht beim KlÃ¤ger auf internistischen Gebiet ein
Zustand nach chronischer Hepatitis C, die 1999/2000 erfolgreich therapiert wurde
mit nicht mehr vorhandenem Virusnachweis sei 2001. Weiter besteht beim KlÃ¤ger
ein Zustand nach Ulcus ventriculi sowie eine gastroÃ¶sophageale Refluxkrankheit.
Dass der KlÃ¤ger hierdurch relevant in seinem LeistungsvermÃ¶gen beeintrÃ¤chtigt
ist, kann der schriftlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage von Dr. S. nicht
entnommen werden. Vielmehr geht Dr. S. davon aus, dass der KlÃ¤ger durch eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, die Dr. S. zusammen mit einer kÃ¶rperlichen
Behinderung durch eine erlittene Unterschenkelfraktur in den Vordergrund stellt, in
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der Belastbarkeit erheblich eingeschrÃ¤nkt sei. Auch Dr. M. hat nach seinen
Beschreibungen des allgemein-kÃ¶rperlichen Befundes im Gutachten (Integument,
Kopf, Hals, Thorax, Lunge, Herz und Abdomen) keine bedeutsamen
GesundheitsstÃ¶rungen bezÃ¼glich anderer medizinischer Fachgebiete festgestellt.
Auch nach den von Dr. M. in seinem Gutachten beschriebenen bei der somatischen
Anamnese gemachten Angaben des KlÃ¤gers finden sich keine Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger auf anderen medizinischen Fachgebieten an
GesundheitsstÃ¶rungen leidet, die sein LeistungsvermÃ¶gen bedeutsam
beeintrÃ¤chtigen.

Aufgrund der festzustellenden Befunde liegt beim KlÃ¤ger weder eine Summierung
von LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung, die die Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit
erforderlich macht, vor. Nach der Rechtsprechung des BSG (BSG, Urteil vom
25.06.1986 â�� 4a RJ 55/84 -, juris RdNr. 15 f.) ist die ErwerbsfÃ¤higkeit nicht
abstrakt, d.h. nicht losgelÃ¶st von der Wirklichkeit des Arbeitslebens zu betrachten.
Das Risiko, keinen offenen Arbeitsplatz zu finden, hat grundsÃ¤tzlich nicht die
Rentenversicherung zu tragen, dies gilt jedoch nicht bei solchen Vollzeit-
ArbeitsplÃ¤tzen, bei denen wegen ihrer Seltenheit zumindest die erhebliche Gefahr
einer Verschlossenheit des Arbeitsmarktes besteht. Eine Summierung von
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung sind beim KlÃ¤ger nicht festzustellen. Nach dem Ergebnis
der durchgefÃ¼hrten Ermittlung ist festzustellen, dass der KlÃ¤ger insbesondere in
der Lage ist, tÃ¤glich viermal Wegstrecken von 500 Metern innerhalb von jeweils 20
Minuten zurÃ¼ckzulegen sowie Ã¶ffentliche und private Verkehrsmittel zu
benutzen. Den vorhandenen gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen kann nach
Ã�berzeugung des Senats durch qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen (keine
schweren oder mittelschweren Arbeiten, keine TÃ¤tigkeiten in Nacht- und
Wechselschicht, unter erhÃ¶htem Zeitdruck, im Akkord, keine FahrertÃ¤tigkeiten,
keine TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Stehen und Gehen, mit hÃ¤ufigem
Treppensteigen sowie mit regelmÃ¤Ã�igem Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten,
keine TÃ¤tigkeiten die eine erhÃ¶hte Gang- oder Standsicherheit erfordern, kniende
oder hockende TÃ¤tigkeiten, TÃ¤tigkeiten mit wirbelsÃ¤ulenbelastenden
Zwangshandlungen, mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken, Rumpfrotation, Hebe- und
Tragebelastung Ã¼ber 12 kg ohne mechanische Hilfsmittel, in Armvorhalte und
Ã¼ber Kopf) ausreichend Rechnung getragen werden.

Damit ist festzustellen, dass der KlÃ¤ger â�� aktuell und auch zum 31.08.2014 â��
nicht erwerbsgemindert ist. Er ist in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten unter den
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes, jedoch unter Beachtung qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen, arbeitstÃ¤glich 6 Stunden und mehr auszuÃ¼ben. Er
hat daher keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung (auf Zeit) nach Â§ 43 Abs. 1 bzw. Abs. 2 SGB VI. Darauf, ob der
KlÃ¤ger auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelbar ist, kommt es dabei nicht
relevant an.

Das Vorbringen des KlÃ¤gers rechtfertigt keine andere Bewertung. Der Einwand des
KlÃ¤gers gegen das Gutachten des Dr. M. , das Gutachtensergebnis des
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SachverstÃ¤ndigen widerspreche den Beurteilungen seiner behandelnden Ã�rzte,
ist nicht berechtigt. Vielmehr hat sich Dr. M. in seinem Gutachten mit den
Bewertungen des LeistungsvermÃ¶gens insbesondere durch die Psychotherapeutin
U. und Dr. P. auseinandergesetzt und ist fÃ¼r den Senat nachvollziehbar und
Ã¼berzeugend zu der gutachterlichen Bewertung gelangt, dass deren Bewertungen
nicht plausibel sind. Der Gutachter Dr. M. wird auch durch die vom KlÃ¤ger
ausgewÃ¤hlte Gutachterin Dr. S. bestÃ¤tigt. Auch der schriftlichen
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage von Dr. S. vom 23.01.2017, auf die sich der
KlÃ¤ger auÃ�erdem beruft, belegt eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung des
KlÃ¤gers nicht. Vielmehr hat Dr. S. in seiner Aussage angegeben, dass er wegen der
psychischen und psychosomatischen Symptomatik des KlÃ¤gers eine differenzierte
gutachtliche Stellungnahme hierzu nur eingeschrÃ¤nkt abgeben kÃ¶nne. Soweit
sich der KlÃ¤ger weiter auf die schriftliche sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage von
Dr. R. vom 12.01.2017 beruft, hat Dr. R. auf seinem Fachgebiet das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers mit 6 Stunden bestÃ¤tigt. Soweit Dr. R. als
zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigend auf die familiÃ¤ren VerhÃ¤ltnisse sowie ein im
Haushalt zu versorgendes Kindes hinweist, vermag der Senat â�� entgegen der
Ansicht des KlÃ¤gers â�� einen Hinweis auf die Schwere der psychischen
Erkrankung des KlÃ¤gers nicht zu erkennen. Hierzu wÃ¤re Dr. R. als OrthopÃ¤de,
bei dem sich der KlÃ¤ger wegen seiner psychischen Erkrankung zudem nicht in
Behandlung befunden hat, auch nicht in der Lage.

Der 1955 geborene KlÃ¤ger hat im Ã�brigen auch nach Â§ 240 SGB VI keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit. Zwar kann er seinen zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf als Kraftfahrer
(LKW-Fahrer) nicht mehr in Vollzeit ausÃ¼ben, wie Dr. B. wie auch Dr. S.
bestÃ¤tige. Dass der KlÃ¤ger zur BerufsausÃ¼bung als Kraftfahrer die Phase einer
Anlernzeit Ã¼berschritten hat, ist jedoch nicht festzustellen. Vielmehr hat der
KlÃ¤ger nach seinen Angaben eine Berufsausbildung nicht absolviert, auch ein
AnlernverhÃ¤ltnis bestand nicht. Der KlÃ¤ger ist daher auf alle leichten TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar. Selbst wenn der KlÃ¤ger in Stufe 2 des
Mehrstufen-Schema des BSG fÃ¼r Berufe mit einer Ausbildung bis zwei Jahre
einzustufen wÃ¤re, gehÃ¶rte er zur Gruppe der unteren Angelernten, die ebenfalls
auf leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar wÃ¤ren. Solche
TÃ¤tigkeiten aber kann der KlÃ¤ger nach der Feststellung des Senats noch
arbeitstÃ¤glich sechs Stunden und mehr ausÃ¼ben, wenn auch unter Beachtung
qualitativer EinschrÃ¤nkungen. Der KlÃ¤ger ist damit auch nicht berufsunfÃ¤hig
i.S.d. Â§ 240 SGB VI. Im Ã�brigen sind auch hier die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen letztmals zum 31.08.2014 erfÃ¼llt. Dass zu diesem Zeitpunkt
bereits BerufsunfÃ¤higkeit eingetreten ist, konnte der Senat nicht feststellen.

Anlass zu weiteren Ermittlungen von Amts wegen besteht nicht. Der Sachverhalt ist
vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen haben dem
Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen
Grundlagen vermittelt (Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs. 1 ZPO).
Gesichtspunkte, durch die sich der Senat zu weiteren Ermittlungen gedrÃ¤ngt
sehen mÃ¼sste, hat der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren nicht aufgezeigt.
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Die Berufung des KlÃ¤gers war nur deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Kosten des gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG im Berufungsverfahren eingeholten
Gutachtens von Dr. S. vom 23.09.2019 sowie die baren Auslagen des KlÃ¤gers,
Ã¼ber die als Gerichtskosten der Senat in AusÃ¼bung des ihm nach Â§ 109 Abs. 1
Satz 2 SGG zustehenden Ermessens von Amts wegen auch im Urteil entscheiden
kann (vgl. Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg â�� L 1 U 3854/06 KO-B -,
juris; Urteil des Senats vom 23.11.2012 â�� L 8 U 3868/11 -, unverÃ¶ffentlicht),
werden nicht auf die Staatskasse Ã¼bernommen. Der KlÃ¤ger hat diese daher
endgÃ¼ltig selbst zu tragen.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Senats kÃ¶nnen die Kosten eines nach Â§
109 SGG eingeholten Gutachtens dann auf die Staatskasse Ã¼bernommen werden,
wenn dieses Gutachten fÃ¼r die gerichtliche Entscheidung von wesentlicher
Bedeutung war und zu seiner Erledigung beigetragen bzw. zusÃ¤tzliche, fÃ¼r die
SachaufklÃ¤rung bedeutsame Gesichtspunkte erbracht hat. Es muss sich,
gemessen an dem Prozessziel des KlÃ¤gers, um einen wesentlichen Beitrag
gehandelt haben und dementsprechend die Entscheidung des Rechtsstreits (oder
die sonstige Erledigung) maÃ�geblich gefÃ¶rdert haben. Durch die Anbindung an
das Prozessziel wird verdeutlicht, dass es nicht genÃ¼gt, wenn eine fÃ¼r die
Entscheidung unmaÃ�gebliche AbklÃ¤rung eines medizinischen Sachverhalts durch
das Gutachten nach Â§ 109 SGG vorangetrieben worden ist. Vielmehr muss sich die
FÃ¶rderung der SachaufklÃ¤rung auf den Streitgegenstand beziehen (KÃ¼hl in:
Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Auflage, Â§ 109 RdNr. 11).

Hiervon ausgehend ist es nicht gerechtfertigt, die Kosten des Gutachtens von S.
sowie die baren Auslagen des KlÃ¤gers auf die Staatskasse zu Ã¼bernehmen. Das
Gutachten hat den Rechtsstreit nicht objektiv gefÃ¶rdert und nicht zu seiner
Erledigung beigetragen. Denn Dr. S. hat in ihrem Gutachten die Beurteilung der
Vorgutachter sowie des Ã¤rztlichen Dienstes der Beklagten zum
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers bestÃ¤tigt und damit, gemessen Prozessziel des
KlÃ¤gers, keinen wesentlichen Beitrag erbracht und die Entscheidung des
Rechtsstreites nicht maÃ�geblich gefÃ¶rdert.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 20.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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